
 

Direktion Kommunikation 

Referat Presse und Information curia.europa.eu 

 

 

 
PRESSEMITTEILUNG Nr. 158/24 
Luxemburg, den 4. Oktober 2024 

 

Urteil des Gerichtshofs in der Rechtssache C-4/23 | [Mirin]1 

Die Weigerung eines Mitgliedstaats, die in einem anderen Mitgliedstaat 

rechtmäßig erlangte Änderung des Vornamens und Geschlechts 

anzuerkennen, verstößt gegen die Rechte der Unionsbürger 

Ein rumänischer Staatsbürger wurde bei seiner Geburt in Rumänien als weibliche Person registriert. 

Nach seinem Umzug in das Vereinigte Königreich im Jahr 2008 erwarb er – unter Beibehaltung seiner rumänischen 

Staatsangehörigkeit – die britische Staatsangehörigkeit. In diesem Land, in dem er seinen Wohnsitz hat, änderte er 

im Jahr 2017 seinen Vornamen und seine Anrede von weiblich zu männlich und wurde im Jahr 2020 seine männliche 

Geschlechtsidentität rechtlich anerkannt. 

Im Mai 2021 beantragte dieser Bürger bei den rumänischen Verwaltungsbehörden auf der Grundlage von zwei im 

Vereinigten Königreich erhaltenen Dokumenten, mit denen diese Änderungen bescheinigt werden, die Eintragung 

von seiner männlichen Geschlechtszugehörigkeit entsprechenden Vermerken über die Änderung seines 

Vornamens, seines Geschlechts und seiner Personenidentifikationsnummer in seine Geburtsurkunde. Außerdem 

beantragte er die Ausstellung einer neuen Geburtsurkunde mit diesen neuen Angaben. 

Die rumänischen Behörden lehnten diese Anträge jedoch ab und forderten ihn auf, ein neues Verfahren zur 

Änderung der Geschlechtsidentität vor den rumänischen Gerichten anzustrengen. Unter Berufung auf sein Recht, 

sich im Hoheitsgebiet der Union frei zu bewegen und aufzuhalten, beantragte der betroffene Bürger bei einem 

Gericht in Bukarest, die Angleichung seiner Geburtsurkunde an seinen neuen Vornamen und seine im Vereinigten 

Königreich bestandskräftig anerkannte Geschlechtsidentität anzuordnen. 

Dieses Gericht fragt den Gerichtshof, ob die nationale Regelung, auf der die ablehnende Entscheidung der 

rumänischen Behörden beruht, mit dem Unionsrecht vereinbar sei und ob der Brexit2 Auswirkungen auf den 

Rechtsstreit habe. 

Der Gerichtshof antwortet, dass eine Regelung eines Mitgliedstaats, die es ablehnt, die Änderung des 

Vornamens und der Geschlechtsidentität eines Angehörigen dieses Mitgliedstaats, die in einem anderen 

Mitgliedstaat, im vorliegenden Fall dem Vereinigten Königreich, rechtmäßig erlangt wurde, anzuerkennen und 

in die Geburtsurkunde des Betroffenen einzutragen, gegen das Unionsrecht verstößt. Dies gilt auch, wenn 

der Antrag auf Anerkennung dieser Änderung nach dem Austritt des Vereinigten Königreichs aus der Union 

gestellt wurde. 

Zunächst stellt der Gerichtshof fest, dass die Änderung des Vornamens und der Geschlechtsidentität, die dem 

Rechtsstreit zugrunde liegt, vor dem Brexit bzw. während der auf diesen folgenden Übergangszeit erlangt wurde. 

Diese Änderung hat daher als in einem Mitgliedstaat der Union erlangt zu gelten. Dass das Vereinigte Königreich 

kein Mitgliedstaat der Union mehr ist, wirkt sich nicht auf die Anwendung des Unionsrechts in diesem Fall aus. 



 

Direktion Kommunikation 

Referat Presse und Information curia.europa.eu 

Bleiben Sie in Verbindung! 

Der Gerichtshof erläutert sodann, dass die Weigerung eines Mitgliedstaats, eine in einem anderen 

Mitgliedstaat rechtmäßig erlangte Änderung der Geschlechtsidentität anzuerkennen, die Ausübung des 

Rechts, sich frei zu bewegen und aufzuhalten, behindert. Wie der Vorname stellt nämlich das Geschlecht ein 

grundlegendes Element der persönlichen Identität dar. Die Divergenz zwischen den Identitäten, die sich aus einer 

solchen Weigerung der Anerkennung ergeben, führt zu Schwierigkeiten beim Nachweis der eigenen Identität im 

alltäglichen Leben sowie zu schwerwiegenden Nachteilen beruflicher, administrativer und privater Art. 

Schließlich entscheidet der Gerichtshof, dass diese Weigerung der Anerkennung und der für den Betroffenen 

bestehende Zwang, ein neues Verfahren zur Änderung der Geschlechtsidentität im Herkunftsmitgliedstaat 

anzustrengen, das ihn der Gefahr aussetzt, dass dieses Verfahren zu einem anderen Ergebnis führt als dem, zu 

dem die Behörden des Mitgliedstaats gelangt sind, die diese Änderung von Vornamen und Geschlechtsidentität 

rechtmäßig gewährt haben, nicht gerechtfertigt sind. In diesem Zusammenhang weist er auch darauf hin, dass die 

Staaten nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte verpflichtet sind, ein klares 

und vorhersehbares Verfahren für die rechtliche Anerkennung der Geschlechtsidentität vorzusehen, das die 

Änderung des Geschlechts ermöglicht. 

HINWEIS: Mit einem Vorabentscheidungsersuchen haben die Gerichte der Mitgliedstaaten die Möglichkeit, dem 

Gerichtshof im Rahmen eines Rechtsstreits, über den sie zu entscheiden haben, Fragen betreffend die Auslegung 

des Unionsrechts oder die Gültigkeit einer Handlung der Union vorzulegen. Der Gerichtshof entscheidet dabei nicht 

den beim nationalen Gericht anhängigen Rechtsstreit. Dieser ist unter Zugrundelegung der Entscheidung des 

Gerichtshofs vom nationalen Gericht zu entscheiden. Die Entscheidung des Gerichtshofs bindet in gleicher Weise 

andere nationale Gerichte, wenn diese über vergleichbare Fragen zu befinden haben. 

Zur Verwendung durch die Medien bestimmtes nicht amtliches Dokument, das den Gerichtshof nicht bindet. 

Der Volltext und gegebenenfalls die Zusammenfassung des Urteils werden am Tag der Verkündung auf der Curia-

Website veröffentlicht. 

Pressekontakt: Hartmut Ost ✆ +352 4303-3255 

Filmaufnahmen von der Verkündung des Urteils sind abrufbar über „Europe by Satellite“ ✆ +32 2 2964106. 

 

 

 
 

1 Die vorliegende Rechtssache ist mit einem fiktiven Namen bezeichnet, der nicht dem echten Namen eines Verfahrensbeteiligten entspricht.  

2 Das Verfahren zur Änderung der Geschlechtsidentität war nämlich im Vereinigten Königreich vor dem Austritt dieses Staates aus der Union 

eingeleitet worden, wurde aber erst nach diesem Austritt während des Übergangszeitraums abgeschlossen. 

https://curia.europa.eu/juris/documents.jsf?num=C-4/23
http://ec.europa.eu/avservices/ebs/schedule.cfm?page=1

